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Tagesordnung

Ö Öffentlicher Teil

1 Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung der
ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfähigkeit

2 Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil -

3 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Ausschusses
für Anregungen und Beschwerden vom 20.06.2018 - öffentlicher Teil -
0361/2018

4 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden - öffentlicher Teil -



5 Mitteilungen des Bürgermeisters - öffentlicher Teil -

6 Anregung vom 02.08.2018 (Eingang) zur Sanierung und baulichen Nutzung einer
Altlastenfläche im Bereich Nußbaum

0358/2018

7 Beschwerde vom 06.08.2018 gegen die erneute Umsetzung eines Absperrpfostens
im Bereich Altenberger-Dom-Str. 71/ Im Neuen Feld 36
0359/2018

8 Anregung vom 02.07.2018, zur Erhöhung der Sauberkeit im Stadtgebiet von Ber-
gisch Gladbach zusätzliche Putzaktionen durchzuführen
0360/2018

9 Anregung vom 24.09.2018 zur Errichtung einer weiteren Bremsschwelle in der
Beethovenstraße

0395/2018

10 Anregung vom 25.09.2018 zur Schaffung eines Radschnellweges zwischen Ber-
gisch Gladbach und Köln
0397/2018

11 Anregungen zur Verbesserung der Wegeverbindung entlang der Trasse der Stadt-
bahnlinie 1

0399/2018

12 Anregung vom 22.10.2018, die Straßenzüge Feldstr./Rheinhöhenweg aus dem Vor-
fahrtsstraßennetz herauszunehmen und in die umgebende Tempo-30 Zone zu in-
tegrieren, sowie die Einbahnstraße für gegenläufigen Radverkehr zu öffnen und
für eine sichere Zufahrt von der Bensberger Straße aus zu sorgen.
0414/2018

13 Beschwerde vom 22.10.2018 über eine öffentliche Diffamierung und Ausgrenzung
des ehrenamtlich tätigen Vorstands des Ganey-Tikva Vereins e.V. durch den Bür-
germeister
0419/2018

14 Anfragen der Ausschussmitglieder - öffentlicher Teil -



N Nichtöffentlicher Teil

1 Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - nichtöffentlicher Teil

2 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden - nichtöffentlicher Teil -

3 Mitteilungen des Bürgermeisters - nichtöffentlicher Teil -;
hier: Mitteilung über Namen und Anschriften der Petenten für die Sitzung des

Ausschusses für Anregungen und Beschwerden am 07.11.2018
0362/2018

4 Anfragen der Ausschussmitglieder - nichtöffentlicher Teil -



Protokollierung

Ö Öffentlicher Teil

1. Eröffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung
der ordnungsgemäßen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfä-
higkeit

Der Vorsitzende, Herr Steinbüchel, eröffnet die Sitzung.

Er stellt zunächst fest, dass für die CDU- Fraktion die Herren Schacht und Stappert nicht anwe-

send sind. (Anmerkung der Verwaltung: Diese bleiben der kompletten Sitzung fern und werden
auch nicht durch Vertreter ersetzt.)

Sodann gibt er bekannt, dass für die Fraktion mitterechts/LKR heute niemand an der Sitzung teil-
nimmt.

Danach informiert er darüber, dass Frau Bähner ohne vorherige Ankündigung nicht an der heuti-
gen Sitzung teilnehme. Dies habe die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen daran gehindert, einen
Vertreter in die Sitzung zu entsenden. Er bittet darum, dass Frau Bähner künftig in solchen Fällen
die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen rechtzeitig in Kenntnis setzt.

Im Anschluss daran stellt Herr Steinbüchel fest, dass der Ausschuss rechtzeitig und ordnungsge-
mäß einberufen wurde sowie beschlussfähig ist. Als Grundlage für die heutige Sitzung benennt er
die Einladung vom 25.10.2018 mit den dazugehörenden Vorlagen.

Zu den Tagesordnungspunkten 10, 11 und 12 des öffentlichen Teils merkt er an, dass die zu
Grunde liegenden Anregungen zu kurzfristig eingegangen seien, um abschließende Vorlagen zu
verfassen. Zudem seien zu diesen Vorgängen weitere Stellen einzubinden. Er schlägt vor, diese
drei Tagesordnungspunkte nach der Vorstellung durch die Petenten ohne weitere Aussprache in
den hier zuständigen Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr zu überwei-
sen.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

Die Anregungen zu den Tagesordnungspunkten 10, 11 und 12 werden ohne Aussprache in
den Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr überwiesen.

Herr Krasniqui beantragt, die Beschwerde zu Tagesordnungspunkt 13 des öffentlichen Teils ohne

Aussprache zurückzuweisen, da die Befindung über diese nicht Aufgabe des Ausschusses sei und
man sich im Übrigen den Ausführungen der Vorlage anschließe.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig bei Stimmenthaltung der FDP folgenden Beschluss:

Die Beschwerde zu Tagesordnungspunkt 13 wird nach Vorstellung durch die Beschwerde-
führer ohne Aussprache zurückgewiesen.

Danach erläutert Herr Steinbüchel kurz das im Ausschuss für Anregungen Beschwerden ange-
wandte Verfahren zur Behandlung der einzelnen Tagesordnungspunkte.

Zuletzt appelliert er an die Fraktionen, Bürger bei einer Verweisung auf das Instrument des Bür-
gerantrages zu bitten, einen solchen mindestens drei bis vier Wochen vor dem nächsten Aus-
schuss einzureichen. Nur so sei es der Verwaltung möglich, eine aussagekräftige Vorlage zum

jeweiligen Vorgang zu erstellen.



2. Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - öffentlicher Teil -

Die Niederschrift wird genehmigt.

3, Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung des Ausschus-
ses für Anregungen und Beschwerden vom 20.06.2018 - öffentlicher Teil -
0361/2018

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.

4. Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden - öffentlicher Teil -

Herr Steinbüchel benennt den 20.02.2019, den 10.07.2019 und den 06.11.2019 als Sitzungstermi-
ne für diesen Ausschuss im kommenden Jahr. Im bereits versandten Sitzungskalender seien diese
Termine enthalten.

5. Mitteilungen des Bürgermeisters - öffentlicher Teil -

Es gibt keine Mitteilungen.

6. Anregung vom 02.08.2018 (Eingang) zur Sanierung und baulichen Nutzung
einer Altlastenfläche im Bereich Nußbaum

0358/2018

Der Petent erläutert seine Anregung. Die in Rede stehende Fläche befinde sich im Eigentum einer
Gesellschaft, an der er selbst zu 50 % beteiligt sei. Die Historie der Altlast erläutert er entspre-
chend den Aussagen seiner Anregung im ersten Abschnitt. Schon in den neunziger Jahren des
vergangenen Jahrhunderts sei versucht worden, eine Beseitigung über den Umweg einer Schaf-
fung von Bauland zu refinanzieren. Da seinerzeit eine Deponierung jedoch ausschied, habe man
mit Blick auf die extrem hohen Kosten einer notwendigen Verbrennung von diesem Ansinnen Ab-
stand genommen.

2014 sei die Bezirksregierung Köln an ihn mit der Frage herangetreten, ob er eine wirtschaftlich
sinnvolle Sanierung der Altlast in die Wege leiten könne. Noch im Namen der Bezirksregierung
habe er dann Kontakt mit allen betroffenen Behörden aufgenommen. Anschließend habe er das
Grundstück auf Betreiben der Bezirksregierung zum symbolischen Preis von einem Euro über-
nommen. Es sei anschließend in die o. g. haftungsbeschränkte Gesellschaft überführt worden.
Danach sei er an die Entwicklung eines Projektes zur weiteren Nutzung herangegangen.

Entgegen den Aussagen der Verwaltungsvorlage betrachte er die Straße Nußbaumer Feld nicht
als eine Sackgasse. Ein Landwirtschaftsweg verlaufe von dort in Richtung seines Grundstückes.
Ein Kanalanschluss sei bereits gegeben. Unter Inanspruchnahme der städtischen Parzelle 1014
könne man sein Grundstück über diese erschließen.

Auch wenn die Altlast heute deponierbar sei, erzeuge ihre Beseitigung immer noch immense Kos-
ten, die nur über eine anschließende Bebauung des Bereiches refinanzierbar seien. Über die tat-
sächliche bauliche Nutzung könne natürlich noch gesprochen werden, zum Beispiel auch in Rich-
tung der Verwirklichung eines sozialen Projektes.

Stadtbaurat Flügge verweist auf die eindeutige Positionierung der Verwaltung in ihrer Vorlage. Er
sehe mit Blick auf den anstehenden Beschluss des neuen Flächennutzungsplanes keine Veran-



lassung, für das in Rede stehende Grundstück bereits dessen erste Änderung ins Auge zu fassen.
Der Petent habe spekulativ gehandelt und müsse nun mit einer Zurückweisung seines Anliegens
leben.

Mit Blick auf die eindeutige planungsrechtliche Situation des Grundstückes schließt sich Herr de
Lamboy den Ausführungen von Herrn Flügge an. Eine Erschließung sei nur mit hohem Aufwand zu
erreichen.

Den Hinweis von Herrn Vorndran auf die Gefährlichkeit der Altlast beantwortet Stadtbaurat Flügge
mit dem Hinweis auf die Zuständigkeit des Rheinisch- Bergischen Kreises.

Herr Vorndran sieht eine Initiative der Stadt zum Handeln gegenüber dem Kreis als notwendig an.

Verwaltungsmitarbeiter Carl entgegnet, dass seinerzeit das Gefährdungspotenzial der Altlastenflä-
che bewertet und die Notwendigkeit eines sofortigen Handelns verneint wurde.

Herr Reiter sieht wegen der hohen Schadstoffbelastung und der Nähe eines Baches sehr wohl die
Notwendigkeit des Handelns. Er beantragt die Überweisung des Vorgangs in den zuständigen
Fachausschuss.

Frau Stauer sieht im Gegenteil ein hohes Gefahrenpotenzial für die Umgebung, wenn die Altlast
angetastet wird.

Stadtbaurat Flügge verweist auf die ausschließliche Zuständigkeit des Kreises. Die Stadt sei zur
Zeit nur im Hinblick auf die angestrebte Refinanzierung einer Altlastenbeseitigung durch Schaffung
von Bauland gefragt.

Der Petent verweist in seinem Schlusswort auf das erhebliche Gefährdungspotential, weil es sich
bei der Fläche zwar um Fels, aber einen solchen der durchlässigsten Art handele. Der Stein sei
brüchig,spaltig sowie rissig und berge daher die Gefahr eines Durchbruchs der Altlast in das
Grundwasser. In Gronau bei Münster sei genau dies geschehen, und dann stünden ganz andere
Sanierungskosten im Raume. Unabhängig von jeder baulichen Nutzung sei eine Sanierung der
Fläche unabdingbar. Die Kosten hierfür lägen derzeit bei geschätzten 600.000 €. Diese seien für
einen Privatmann nur über die Schaffung von Bauland zu refinanzieren. Die Altlast umfasse ein
Volumen von 4000 bis 6000 Tonnen.

Sodann lehnt der Ausschuss die Überweisung der Anregung in den zuständigen Fachausschuss
einstimmig ab.

Im Anschluss daran fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

1. Die Anregung wird zurückgewiesen.

2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.

7. Beschwerde vom 06.08.2018 gegen die erneute Umsetzung eines Absperrpfos-
tens im Bereich Altenberger-Dom-Str. 71/ Im Neuen Feld 36
0359/2018

Der Petent erläutert seine Beschwerde. Er vertrete vier Familien, in deren Interesse er die Verset-

zung des Pfostens um ca. 20 m beantrage. Der Zugang von der Altenberger-Dom-Straße sei jahr-
zehntelang in voller Länge genutzt worden, bis die Siedlung Im neuen Feld gebaut wurde. Wegen
der derzeitigen Sperrung hätten er und andere Betroffenefür jede Strecke einen Umweg von etwa
600 m zu fahren, was auf Grund des hohen Parkdrucks und spielender Kinder in der Siedlung
problematisch sei.



Der Erwerb des Gebäudes Altenberger-Dom-Str. 71 durch einen neuen Eigentümer habe zunächst
zu einer Versetzung des Pfostens nach hinten geführt, jedoch habe die Stadt diese Maßnahme
wieder rückgängig gemacht. Die Gründe hierfür seien nicht nachvollziehbar, weil der neue Eigen-
tümer des vorgenannten Gebäudes eine frühere Mauer entfernt und dadurch die Durchfahrtsbreite
vergrößert habe.

Die Verwaltung verweist auf die Ausführungen der Vorlage.

Die Ausschussmitglieder wünschen keine Aussprache.

Der Petent weist in seinem Schlusswort auf die ökologische Belastung durch die erzwungenen
Umwegfahrten hin.

Sodann fasst der Ausschuss mehrheitlich gegen eine Stimme aus den Reihen der CDU folgenden
Beschluss:

1. Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

2. Das Verfahren zur Beschwerde wird abgeschlossen.

8. Anregung vom 02.07.2018, zur Erhöhung der Sauberkeit im Stadtgebiet von
Bergisch Gladbach zusätzliche Putzaktionen durchzuführen
0360/2018

Der Petent ist nicht anwesend.

Herr VoßRler schließt sich den Ausführungen der Verwaltungsvorlage an.

Herr Vorndran möchte konkret wissen, wie hoch der Verwaltungsaufwand für die Durchführung
einer zusätzlichen Putzaktion im Stadtgebiet wäre. Zudem könne ein entsprechender Versuch
durchgeführt werden, um die Akzeptanz dieses neuen Angebotes zu prüfen.

Auch Herr Krasniqui schließt sich den Ausführungen der Verwaltungsvorlage an, hält allerdings
eine Beschränkung des bürgerschaftlichen Engagements in diesem Bereich auf nur einen einzigen
Tag im Jahr für wenig sinnvoll.

Verwaltungsmitarbeiter Krüger begrüßt das bürgerschaftliche Engagement. Die Durchführung ei-
ner zentralen Putzaktion gemeinsam mit Radio Berg im April sei eine sinnvolle Vorgehensweise.

Verwaltungsmitarbeiter Carl ergänzt, dass die Durchführung der Putzaktion einen außerordentli-
chen Aufwand bedeute. So würden zunächst Vereine und Schulen angeschrieben. Sodann koordi-
niere man die Plätze, von denen aus die einzelnen Aktionen gestartet werden, organisiere die Ab-
holung des gesammelten Mülls durch die Mitarbeiter der Stadtreinigung und befördere die benötig-
ten Materialien zur Durchführung der Aktionen an die einzelnen Treffpunkte. Zum Schluss bedanke
man sich noch einmal bei allen Beteiligten. Insgesamt sei der Aufwand des Abfallwirtschaftsbetrie-
bes hierbei nicht in Stunden, sondern eher in Tagen zu bemessen.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

1. Die Anregung wird zurückgewiesen.

2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.



9. Anregung vom 24.09.2018 zur Errichtung einer weiteren Bremsschwelle in der
Beethovenstraße

0395/2018

Der Petent setzt sich in seinen Ausführungen gegenüber dem Ausschuss kritisch mit der Verwal-
tungsvorlage auseinander. Die dort benannte Unterschriftenliste, die auch von den eigenen Kin-
dern unterzeichnet wurde, entspreche den Kriterien für einen Bürgerantrag. Das Recht der Mitun-
terzeichnung gelte auch für Kinder, da diese von der Verkehrsproblematik in der Beethovenstraße
nicht minder betroffen seien als Erwachsene. Nicht richtig sei, dass sich der benannte Poller seit
bereits zwei Jahrzehnten außer Betrieb befinde. Er wohne seit 13 Jahren in diesem Bereich, und in

den ersten drei Jahren habe der Poller funktioniert. Er sei demgemäß erst seit etwa zehn Jahren
außer Betrieb. Eine Kontrolle des Durchfahrtsverbotes sei zwar in der Tat Angelegenheit der Poli-
zei, jedoch gehe es hier um die Einhaltung des Tempo 30-Gebotes. Hierauf ziele sein Antrag ab.

In der Vorlage werde auf das Fehlen eines Unfallschwerpunktes hingewiesen. Er fragt an, ob in
der benachbarten Straße Im Mondsröttchen die Entstehung eines solchen Voraussetzung für die
Aufstellung der diversen Pflanzkästen gewesen sei. Die Tatsache, dass es immer wieder Anträge
ähnlich seines eigenen für die Beethovenstraße gegeben habe, beweise die Relevanz des Anlie-
gens. Die Existenz der sogenannten Berliner Kissen deute darauf hin, dass das vorgegebene
Tempo 30 wohl nicht eingehalten wurde und daher die Anlegung solcher Hindernisse erforderte.

Kritisiert werde der mangelnde Abstand der von ihm vorgeschlagenen Bremsschwelle zum
nächstgelegenen Berliner Kissen von nur 62 Metern. Auch in benachbarten verkehrsberuhigten
Bereichen wie bereits der benannten Straße Im Mondsröttchen und der Broicher Straße werde ein

solcher Abstand nicht eingehalten.

Die vom Datenmessgerät ermittelten Geschwindigkeiten halte er auf Grund des gewählten Stan-
dortes an der Kreuzung Beethovenstraße/ Mozartstraße für nicht aussagekräftig. Hier müssten die
Verkehrsteilnehmer aus allen Fahrtrichtungen kommend zwangsläufig abbremsen.

Ihm gehe es nicht unbedingt um eine Reaktivierung des Pollers, sondern um eine sanfte Maßnah-
me zur Einhaltung des Tempo 30-Gebotes. Eine Wiederinbetriebnahme des Pollers wäre aller-
dings die optimale Maßnahme. Im Vergleich mit anderen verkehrsberuhigten Bereichen sehe er
die Beethovenstraße als eher benachteiligt an.

Als in der Kurt-Schumacher-Straße wohnend kennt Herr Keimer die Situation in diesem Bereich

recht gut. Unabhängig von der Anzahl der geleisteten Unterschriften lasse sich die Problematik
nicht von der Hand weisen. Dieser Bereich sei insgesamt, nicht zuletzt auch wegen des nicht funk-
tionierenden Pollers, ein Schleichweg für zahlreiche Verkehrsteilnehmer geworden, die die Fran-
kenforster Straße und deren Ampelanlagen umfahren wollten. Des Weiteren gebe es unmittelbar
hinter dem Poller eine Kindertagestätte, in deren Bereich auch schon mal Kinder im Straßenraum
wären. Die vorhandene Beschilderung zum Durchfahrtsverbot werde regelmäßig missachtet. Da-
bei hielten sich die durchfahrenden Kraftfahrer natürlich auch nicht an die vorgegebene Geschwin-
digkeit. Er beantragt, den Antrag in den zuständigen Fachausschuss zu überweisen.

Die Ausführungen von Herrn Keimer werden von Herrn Schmidt bestätigt. Linienbusse würden
wegen der Enge der von ihm befahrenen Straßen sowie des Engpasses im Bereich des nicht funk-
tionierenden Pollers immer wieder aufgehalten. Auch er plädiert für die Reparatur des Pollers.

Auch Herr de Lamboy sieht die Problematik des Schleichverkehrs zur Umgehung der Frankenfors-
ter Straße und schließt sich dem Antrag auf Überweisung in den Fachausschuss an.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

1. Die Anregung wird in den Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und
Verkehr überwiesen.

2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.



10. Anregung vom 25.09.2018 zur Schaffung eines Radschnellweges zwischen
Bergisch Gladbach und Köln
0397/2018

Der Petent erläutert seine Anregung. Er qualifizierte die Schaffung eines Radschnellweges zwi-
schen Bergisch Gladbach und Köln als außerordentlich bedeutsames Vorhaben. Nicht nur bedeute
der motorisierte Individualverkehr eine Klimabelastung, sondern beeinträchtige auch die Anlieger
der betroffenen Durchgangsstraßen erheblich. Daher habe sich vor einem Jahr eine Initiative ge-
gründet, um das Vorhaben zügig und abschnittsweise zu realisieren.

Ein Radschnellweg sei die beste Möglichkeit, den Fahrradverkehr zu attraktivieren und Kraftfahr-
zeugführer zu einem Umstieg auf das Fahrrad zu bewegen. Sein Streckenverlauf sei frühzeitig mit
den Ingenieurbüros abgestimmt worden, die derzeit Fahrradpendlerrouten ausarbeiten würden. Er
sei praxisorientiert und orientiere sich an den Erfahrungen von Personen, die die 15 km zwischen
Bergisch Gladbach und dem Rheinufer fast jeden Tag mit dem Fahrrad zurücklegten. In Bergisch
Gladbach solle der Radschnellweg am Finanzamt beginnen, über die ehemalige Straßenbahntras-
se in Richtung Rodemich/ Am Rodenbach und Gierather Straße führen und von dort weiter auf
Kölner Gebiet in die Stadtteile Dellbrück und Holweide verlaufen.

Seine Initiative werde bereits am 14.11.2018 eine Informationsveranstaltung für die Stadtteile Dell-
brück und Gierath durchführen. In dieser solle der Streckenverlauf erläutert und Anregungen sowie
Bedenken der Anlieger der betroffen Straßen diskutiert werden.

Mit Ausnahme einer Überquerung der Frankfurter Straße in Köln werde der Radschnellweg prinzi-
piell Vorrang vor anderen Verkehrswegen haben. Dies bedeute die Umwidmung vorhandener
Straßen in reine Fahrradstraßen. Dies schließe eine Mitbenutzung dieser Straßen durch die An-
wohner, Linienverkehr sowie Anlieferverkehr nicht aus.

In Dänemark und in den Niederlanden seien Radschnellwege bereits erfolgreiche Realität. Er hof-
fe, in den nächsten ein bis zwei Jahren bereits erste Abschnitte des Weges auf Bergisch Gladba-
cher Gebiet eröffnen zu können. Die Kosten hierfür beziffert er pro laufenden Kilometer mit etwa
300.000 €.

Der Überweisungsbeschluss in den zuständigen Fachausschuss erfolgte bereits unter Tagesord-
nungspunkt 1.

11. Anregungen zur Verbesserung der Wegeverbindung entlang der Trasse_der
Stadtbahnlinie 1

0399/2018

Der Petent erläutert seine Anregung. Diese diene der Verbesserung der Situation für Radfahrer im
Umfeld der Stadtbahnhaltestelle Lustheide. Wegen des Verlaufs des Radweges über den Bahn-
steig in Fahrtrichtung Köln gebe es ständig Konflikte zwischen den dort wartenden Personen und
Fahrradfahrern. Dies gelte insbesondere für die Zeiten des Berufsverkehrs. Der Bereich werde
nicht nur als eine Verbindung innerhalb Refraths genutzt, sondern auch zwischen Bensberg und
Köln.

Mit Bezug auf die Ausführungen in der Verwaltungsvorlage kritisiert er den Vorschlag einer Füh-
rung des Radweges über den künftigen Park & Ride Platz auf der Südseite der Stadtbahntrasse.
Hieraus resultiere, dass Fahrradfahrer auf einer Strecke von etwa 300 m dreimal die Straßen-

bahntrasse zu überqueren hätten. Die Folge seien zusätzliche Gefahrenquellen und die Fragestel-
lung, ob eine solche Radwegeführung überhaupt angenommen werde. Den Hinweis auf die Nut-
zung von Privatgelände lasse er nicht gelten, weil ihm die Breite zwischen den Schienen und der
Mauer als ausreichend erscheine, um wenigstens eine Teillösung zu realisieren.



Der Überweisungsbeschluss in den zuständigen Fachausschuss erfolgte bereits unter Tagesord-
nungspunkt 1.

12. Anregung vom 22.10.2018, die Straßenzüge Feldstr./Rheinhöhenweg aus dem
Vorfahrtsstraßennetz herauszunehmen und in die umgebende Tempo-30 Zone
zu integrieren, sowie die Einbahnstraße für gegenläufigen Radverkehr zu öff-
nen und für eine sichere Zufahrt von der Bensberger Straße aus zu sorgen.
0414/2018

Der Petent erläutert seine Anregung. Der gesamte Bereich des sogenannten Ferrenberges sei mit
Tempo 30 ausgewiesen, werde aber von der Feldstraße, auf der Tempo 50 gelte, durchschnitten.
Hierin könne er keinen Sinn erkennen. Obwohl die Feldstraße eigentlich keine Erschließungsfunk-
tion habe, sei auf ihr in den letzten Jahren insbesondere durch die Strunde Hoch Vier- Maßnah-
men ein erheblicher Mehrverkehr entstanden. Dieser bestehe auch nach Abschluss der Maßnah-

men fort, wodurch nicht nur eine erhöhte Lärmbelästigung, sondern auch eine größere Gefährdung
für Kinder bestehe. Durch die Abschüssigkeit der Straße würden automatisch höhere Geschwin-
digkeiten gefahren. Hinzu trete, dass die Feldstraße in einem Teilbereich Einbahnstraße sei. Hier-
durch könne man von der Bensberger Straße aus als Fahrradfahrer nicht in die Feldstraße einbie-
gen und müsse Umwege in Kauf nehmen.

Der Überweisungsbeschluss in den zuständigen Fachausschuss erfolgte bereits unter Tagesord-
nungspunkt 1.

13. Beschwerde vom 22.10.2018 über eine öffentliche Diffamierung und Ausgren-
zung des ehrenamtlich tätigen Vorstands des Ganey-Tikva Vereins e.V. durch
den Bürgermeister
0419/2018

Für den Ganey Tikva Verein begründet Frau Hemming die Beschwerde. Das Manuskript ihrer Aus-
führungen ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Der Beschluss zur Zurückweisung ohne Aussprache erfolgte bereits unter Tagesordnungspunkt 1.

14. Anfragen der Ausschussmitglieder - öffentlicher Teil -

Es gibt keine Anfragen.

Herr Steinbüchel schließt die öffentliche Sitzung.


